
Hamburger  Bü rgerschaftswah 

Historischer Sieg 

^it einem in der Geschich- 
te der Bundesrepublik ein- 
maligen Zugewinn von über 
<0 Prozent bei einer Land- 

tags wähl gelang der Union 
«ei den vorgezogenen Bür- 
8erschaftswahlen in Ham- 
burg ein glänzender Start 
ins Superwahljahr 2004. 

Mit ihrem Spitzenkan- 
didaten, dem Ersten Bür- 
germeister Ole von Beust, 

verbesserte sich die CDU 
im Vergleich zur Bürger- 
schaftswahl 2001 um 21 
Prozentpunkte und kann 
mit 47,2 Prozent erstmals in 
der Geschichte der 

Laurenz Meyer: 

Emissionshandel 

„Mutwillige Arbeits- 

platzzerstörung" 

(Seite 7) 
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Bürgerschaftswahl 

HEUTE AKTUEL1 

Hans-Gert Pöttering: 
Mit dem Bus auf In- 
formationstour durch 
Mitteleuropa (Seite 5) 

CDU-Mitgliedernetz: 
Europawa hl plattform 
gestartet (Seite 6) 
Friedrich-Otto Ripke: 
Ein Jahr nach dem 
Regierungswechsel 
Niedersachsen ist wie- 
der da! (Seite 8) 
kurz & bündig (Seite 9) 

Katherina Reiche: 
Innovationsdynamik 
lässt nach (Seite 10) 

i Dirk Fischer, Gero 
Storjohann: Tempoli- 
mit - Forderung ist 
grüner Populismus 
(Seite    11) Hart- 
mut Koschyk, Chris- 
tian Schmidt: Verfas- 
sungsgrundlage für 
Bundeswehreinsatz im 
Inneren (Seite 12-13) 

Gerald Weiß: Min- 
destlohn - richtiges 
Ziel, falsches Instru- 
ment (Seite 13-14) 
Günter Krings: Aus- 
bildungsabgabe: Wer 
ist der Verlierer? (Sei- 
te 14) 

► Hansestadt alleine re- 
gieren. In der neuen Ham- 
burger Bürgerschaft stellt 
die CDU 63 Abgeordnete. 
Rot-Grün stellt nur 58 Ab- 
geordnete. 

Ein historisches Ergebnis 
erreichte auch die SPD: Sie 
stürzte auf 30,5 Prozent ab 
- das mit Abstand schwäch- 
ste Ergebnis der SPD in 
der Nachkriegsgeschichte 
in der Hansestadt. Die Nie- 
derlage beim ersten innen- 
politischen Stimmungstest 
2004 bedeutet auch für die 
Regierung von Bundeskanz- 
ler Schröder einen herben 
Rückschlag. Die SPD macht 
da weiter, wo sie unter 
Schröder aufgehört hat. 

Verantwortung 
übernehmen 

Der Wahlsieger Ole von 
Beust zeigte sich „sehr 
dankbar" über das Ergebnis. 
Der Wahlausgang sei auf die 
erfolgreiche Wahlkampf- 
strategie und die „freund- 
schaftliche und emotionale 
Unterstützung" durch die 
Bundespartei   zurückzufüh- 

ren. Mit dem Wahlergebnis 

hätten die Wähler der CDU 
und ihm nicht nur einen 
großen Sieg geschenkt, son- 
dern auch viel Verantwor- 
tung auferlegt. „Wir tragen 
jetzt die alleinige Verant- 
wortung für Hamburgs Zu- 
kunft", betonte von Beust. 
Der Erste Bürgermeister 
kündigte Verbesserungen 

für Schulen und Kinderta- 
gesstätten an. Die Schulen 
sollten mit ausreichend 
Lehrern versorgt werden, 
damit die eingeleiteten Re- 
formen zügig umgesetzt 
werden könnten. Die Kin- 
derbetreuung werde ver- 
bessert, sagte Ole von 

Beust. 

Mut und 
Verlässlichkeit 

Angela Merkel sieht im 
Wahlsieg in Hamburg einen 

„riesigen Erfolg" der Ge- 
samtstrategie der CDU. Es 
sei ein gemeinschaftlicher 

Sieg der Hamburger CDU 
und der Bundespartei. Der 
Erste Bürgermeister Ole 
von   Beust   habe   gezeigt 
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Bürgerschaftswahl 

Wahl zur Hamburger Bürgerschaft 2004 
(Amtliches Ergebnis in Prozent) 

2004 
CDUHHHHHHI 47'2(+2i) 

2001 CDU                     | 26,2 

2004 | 30,5 (-6) 

2001 1  36,5 

2004 GAL         12,3 (+3,7) 

2001 GAL   8,6 

Quelle: Landeswahlinstitut 

^ 

dass sich Mut und Verläss- 
lichkeit in der Politik ren- 
tieren. Sie freue sich, dass 
jetzt ein stabiler Senat die 
Arbeit von Beusts unter- 

stützen könne. Von den 
Wahlen gehe auch ein „in- 
haltliches Signal" aus. Auf 
Bundesebene werde die 
Union nun verstärkt klare 
Konzepte vorlegen, so auf 
dem Gebiet der Steuer- und 
Rentenpolitik, kündigte An- 
gela Merkel an. In der CDU 
seien „Nord und Süd in ei- 
ner Balance." Der Wahlaus- 
gang gebe „ermutigende 
Signale". Die Menschen er- 
warteten von der CDU, 
dass sie auch in der Opposi- 
tion mehr Verantwortung 
übernehme, sagte die Vor- 
sitzende der CDU Deutsch- 
lands. 

Kein„Münte"-Effekt 

„Das Hamburger Ergeb- 

nis ist die erste Ohrfeige für 
die SPD der Müntefering- 
Ära," urteilte Laurenz Mey- 
er. Der Hoffnungsträger der 
SPD sei entzaubert, bevor er 
überhaupt in sein neues 
Amt gewählt ist. Aus dem 
schlechtesten Ergebnis in 

ihrer einstigen Hochburg 
Hamburg können die Sozial- 
demokraten lernen: Perso- 
nalrochaden alleine bringen 

nichts. „Die Menschen in 
diesem Land brauchen ei- 
nen Politikwechsel," sagte 
der CDU-Generalsekretär 

und wies darauf hin, dass 
die CDU ist die einzige Par- 
tei ist, die in Nord und Süd, 
in  Ost  und  West  und   im 

städtischen Umfeld ebenso 
wie in ländlichen Regionen 
mehrheitsfähig ist. Als „her- 
ausragendes Beispiel für die 
Umsetzung der neuen Wer- 

belinie" bezeichnete Lau- 
renz Meyer den frischen 
und aufmerksamkeitsstar- 

ken Wahlkampf der Ham- 
burger CDU. 

Bundespolitischer 
Rückenwind 

Für den CDU-Landes- 
vorsitzenden Dirk Fischer 
geht mit einer CDU-Allein- 
regierung in Hamburg „ein 
Traum in Erfüllung". Der 
Landesvorsitzende begrüß- 
te den Sieg seiner Partei als 
„ganz großen Erfolg" des 
Spitzenkandidaten. Er habe 

die Wähler mit seiner Politik 
beeindruckt. Zudem habe es 
starken Rückenwind aus der 
Bundespolitik und der CDU- 
Bundespartei gegeben. Der 
Hamburger CDU-Fraktions- 
chef Michael Freytag ver- 
spricht sich vom Ausgang 
der Bürgerschaftswahlen 

Kontinuität in der Hambur- 
ger Politik. Bürgermeister 

Ole von Beust habe hohe 
Sympathiewerte und stehe 

gute Sacharbeit, sagte Frey- 
tag. Dies sei gut für die 
Stadt. „Wir können jetzt 
endlich Politik aus einem 
Guss machen", ergänzte 

Freytag. 
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Projekt Wachstum 

Wahlergebnisse 

Neben den Sozialdemo- 
kraten werden die Hambur- 
ger Grünen auf der Opposi- 
tionsbank    Platz    nehmen 

Gründers 19,4 Prozent ge- 
holt hatte, versinkt mit 0,5 
Prozent in der Bedeutungs- 
losigkeit. 

Die vorgezogene Wahl 
war nötig geworden, als von 
Beust die Mitte-Rechts-Ko- 

v. I. n. r.: Angela Merkel, Öle von Beust, Laurenz Meyerund Dirk Fischer 

müssen. Die Grün-Alterna- 
tive Liste konnte sich um 3,7 
Punkte auf 12,3 Prozent (11 
auf 17 Mandate) verbes- 
sern, verfehlte aber ihr Ziel 
eines Wiedereinzugs in den 
Senat. Die FDP und die neue 
Partei des rechtskonservati- 
ven früheren Innensenators 
Ronald Schill, Pro DM/ 
Schill, verfehlten klar den 
Sprung in die Bürgerschaft. 
Die inzwischen mit Schill 

verfeindete Partei Rechts- 
staatlicher Offensive, die 
2001  unter  Führung  ihres 

alition im Dezember wegen 
des Dauerkonflikts mit sei- 
nem früheren Innensenator 
Schill aufkündigte. Voraus- 
gegangen war eine einmali- 
ge Serie politischer und per- 
sönlicher Entgleisungen des 
Parteigründers. 

Bundesrat 

Im Bundesrat festigten 
die unionsgeführten Län- 
der mit dem CDU-Sieg in 
Hamburg ihre klare Mehr- 

heit. Sie vereinigen in 
der Länderkammer zur Zeit 
41 der 69 Stimmen auf 
sich. Hamburg hat davon 
drei Stimmen. Die Union 
stellt nach dem Sieg in 
Hamburg in sechs Ländern 

die Alleinre- 
gierung. Die 
CDU ist der- 
zeit in Sachsen 

(seit 1990), 
im Saarland 

(1999), in 
Thüringen 

(1999) und in 
Hessen (2003) 
alleinige Re- 
gierungspar- 
tei. Hamburg 

kommt jetzt 
hinzu. In Bay- 
ern regiert seit 

1966 die CSU 
alleine. Die 
SPD dagegen 

ist mittlerwei- 
le in keinem Bundesland 
mehr unabhängig von ei- 
nem Koalitionspartner. In 
den 90er Jahren war sie in 
Bremen (bis 1991), in Nord- 
rhein-Westfalen (bis 1995), 
in Brandenburg (bis 1999), 
im Saarland (seit 1999) und 
in Sachsen-Anhalt (bis 
2002 von der PDS toleriert) 
allein für die Regierungsge- 

schäfte verantwortlich. Im 
vergangenen Jahr fiel in 
Niedersachsen auch die 
letzte SPD-geführte Allein- 

regierung. 
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Europawahlkampf 

Mit dem Bus durch Mitteleuropa 
Der Vorsitzende der EVP- 

ED-Fraktion, Hans-Gert 
Pöttering, wird im März und 
April in einem Zeitraum von 
insgesamt zwei Wochen mit 
einem Bus zu einer Informa- 
tionskampagne in die acht 
neuen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union in 
Mitteleuropa starten. 

„Wir wollen die Men- 
schen in ihren Ländern besu- 
chen und mit ihnen ins Ge- 
spräch kommen. Wir möch- 
ten sowohl über ihre Fragen 
an die Europäische Union 
und die Zukunft ihrer Länder 

in der EU diskutieren als 
auch über aktuelle politische 
fragen in der EU informie- 
ren", erläuterte Pöttering 
das Ziel seiner Reise. Pötte- 
ring wird während der Bus- 
tour   durch   die   einzelnen 

Hans-Gert Pöttering 

Länder an Konferenzen und 
Seminaren zu europäischen 
Themen teilnehmen, Unter- 
nehmen und landwirtschaft- 

liche Betriebe besuchen, mit 
Bürgermeistern und Grenz- 
polizisten sprechen. Ausser- 
dem wird er Vertreter der 
Parteien treffen, die bereits 
mit Beobachtern in der EVP- 
ED-Fraktion, der mit 232 Ab- 

geordneten und 65 Beob- 
achtern mit Abstand grös- 
sten Fraktion im Europäi- 
schen Parlament, vertreten 
sind. An den verschiedenen 
Haltestellen des Busses wird 
Pöttering an öffentlichen 
Veranstaltungen teilnehmen 
und die Gelegenheit wahr- 
nehmen, auch informell mit 
Bürgerinnen und Bürgern ins 

Gespräch zu kommen. Fol- 
gender Zeitablauf ist für die 
Bustour geplant: 
■ 15. März:        Slowenien 
■ 16. März:        Ungarn 
■ 17. März:        Slowakei 
■ 18./19.März: Tschechien 
■ 3./4. April:      Malta 
m 5. April: Zypern 
■ 16./17. April: Polen 
» 22./23.April:   Litauen 

24. April: Lettland 
■ 25. April: Estland 

Hintze und Laschet in Madrid in Exekutivkomitee der CDI gewählt: 

Der europapolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Peter 
Hintze, ist in Madrid er- 
neut zum Vizepräsidenten 
der Christlich-Demokrati- 
schen Internationale (CDI) 
gewählt worden. Präsident 
des Zusammenschlusses 
von Christdemokraten aus 
allen Kontinenten ist der 
spanische     Ministerpräsi- 

dent Jose Maria Aznar. Vi- 
zepräsidenten aus Europa 
sind neben Hintze auch 
der portugiesische Minis- 

terpräsident Jose Manuel 
Durao Barroso, der unga- 
rische Oppositionsführer 

Viktor Orban, der Präsi- 
dent des italienischen Par- 
laments Pier Ferdinando 
Casini sowie die norwegi- 
sche Kultusministerin Val- 

gerd Svarstad Haugland. 
Zum Schatzmeister der 

95 Mitgliedsparteien aus 
78 Ländern wurde der Eu- 
ropaabgeordnete Armin 
Laschet gewählt, der zu- 
gleich Vorsitzender des 
Bundesfachausschusses 
für internationale Zusam- 
menarbeit und Menschen- 
rechte der CDU Deutsch- 

lands ist. 
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Europawahlkampf 

CDU-Mitgliedernetz 

Europawahlplattform im Internet 
Der Europawahlkampf 
2004 wirft seine Schatten 
voraus. 

Die CDU hat mit einer 
eigens eingerichteten Eu- 
ropawahlplattform den 
Vorwahlkampf eröffnet. 
Unter www.cdunet.de in 
der Rubrik Europawahl fin- 
den Kandidaten und wahl- 
kampfführende Verbände 
Tipps und Tricks rund um 
die Vorbereitung der Wahl- 
kampfphase. 

Neben der Strategie und 
Tipps zum optimalen Er- 
scheinungsbild wird auf der 
Seite auch der Kandida- 
tenservice der Bundesge- 
schäftsstelle vorgestellt. 
Im Online-Shop für Kandi- 
daten können individuali- 
sierte Poster und Visiten- 
karten sowie Verteilmittel 
bestellt werden. Anregun- 
gen für interessante Aktio- 
nen während des Wahl- 
kampfes liefert der Ideen- 
fundus. Unter dem Stich- 
wort 100 Ideen hat die Ge- 
schäftsstelle Altbewährtes 
aber auch moderne Aktio- 
nen zusammengetragen, 
die den Wahlkampf zu ei- 
nem vollen Erfolg werden 
lassen. 

Auch für die Diskussion 
auf der Straße und am 
Stammtisch   hat  die  Platt- 

Neuer Navigationspunkt 
„Europawahlkampf"!    / 

«m»    £avcaW>    E><i    2 

+    .    3       Ü       4 
Attract»»   «llijJwHH     SUAMM Suct»n        Favutan MSL v£ 4> 

• |tf H*t<'tir*&*4c&*6e/rwkAtf>röe>L 3j>****2/ 

W«hBcamerorg«ntsitJOi> 

Eteentfefstettune 

IdeenftjridiH 

Mirt»rgfundinfo( 

Fa-ten und Argument« 

Bundefveecheftsttelle 
Ansprechpartner 

Di«ku%*r«n *• Kt#* IT* 

Ab heute finden Kandidaten und wahtkampffuhrende 
verbände hier Tipps und Tncks rund um die Vorbereitung 
der wann ampfphase. Neben der Strategie und Tipps zum 
optimalen Erscheinungsbild wird auf dieser Seite auch der 
Kandidatenservice der Bundesgescftaftsstelle vorgestellt. 
Im Onlme-Shop fur Kandidaten können individualisierte 
Poster und Visitenkarten sowie verteiimittH bestellt werden 
- Freischaltung erfolgt in Kurze. Anregungen fur 
interessante Aktionen wahrend des Wefrikampfes liefert der 
Ideenfundus, unter dem Stichwort 100 Ideen hat die 
Geschäftsstelle Altbewahrtes aber auch moderne Aktionen 
zusammengetragen, die den Wahlkampf zu einem vollen 
Erfolg werden lassen. Auch fur die Diskussion auf der 
Straße und am Stammtisch hat die Plattform einiges zu 
bieten. Mit elektronischen Argu-Karten zu den 
verschiedenen Pc*t*feldem sowie dem umfangreichen 
Archiv von http://www.wahlfakten.de/• 

•IITI   P»«C«I« 

 IT!    •>— 

form einiges zu bieten. Mit 
elektronischen Argu-Karten 
zu den verschiedenen Poli- 
tikfeldern sowie dem um- 
fangreichen Archiv von 
www.wahlfakten.de müssen 
die Europakandidaten keine 
Antwort schuldig bleiben. 
Die Europawahlplattform 
ist eine Ergänzung zum 
Wahlkampfhandbuch, das 
den Verbänden und Kandi- 
daten in Kürze zugehen 
wird. 

Die Plattform wird stän- 
dig mit aktuellen Hinweisen 
und Tipps ergänzt. Regel- 
mäßiges Vorbeischauen 
lohnt sich. 

►M    WEBTIPP 

Ein umfangreiches Infor- 
mationsangebot zur Euro- 
pawahl finden Sie auch 
auf den Europawahlseiten 
des Bundeswahlleiters. 
Unter http://www.bundes- 
wahlleiter.de/euwahl04.htm 
finden Sie u.a. einen Servi- 
ce für Auslandsdeutsche, 
Service für Unionsbürger, 
Informationen zu den Par- 
teien und Rechtsgrundla- 
gen. Besonders informa- 
tiv: das „Wahl ABC". Die 
75-seitige Broschüre steht 
als PDF-Dokument zum 
Download zur Verfügung. 
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Umweltpolitik 

Em iss ions hand el 

„Mutwillige Arbeitsplatzzerstörung" 
Laurenz Meyer hat Bun- 
deswirtschaftsminister 
Clement zum Widerstand 
gegen Bundesumweltmini- 
ster Trittin aufgefordert. 

Der Osnabrücker Zeitung 
sagte der CDU-Generalse- 
kretär, dass er von Clement 
erwarte, „dass er beim Emis- 
sionshandel hart bleibt und 
sich gegen seinen Ministerkol- 
legen durchsetzt." Trittin 
müsse bei dem Versuch ge- 
stoppt werden, mit einer 
nicht marktgerechten Rege- 
lung des Emissionshandels 

»mutwillig Arbeitsplätze in 
Deutschlandkaputt zu machen". 

„Was Trittin macht, ist In- 
vestitionssteuerung und 
nicht Marktwirtschaft", kriti- 
sierte Laurenz Meyer. Der 
Umweltminister müsse ein- 
sehen, dass Deutschland bei 
der C02-Reduzierung schon 
»in erheblichem Maße" Vor- 
leistungen gegenüber ande- 
rn Ländern erbracht habe. 
Wenn jetzt „national noch 
einmal auf europäische Plä- 
ne draufgesattelt" werde, sei 
dies „ein Anschlag auf die 
deutsche Wirtschaft und de- 
ren Arbeitsplätze". Meyer 

tarnte davor, dass bei einer 
unsachgemäßen Gestaltung 
des „eigentlich sehr guten 

Marktwirtschaftlichen Ins- 
truments   Emissionshandel" 

Laurenz Meyer 

verstärkt Unternehmen ins 
Ausland abwandern könn- 
ten. Kritik übte Laurenz 
Meyer daran, dass der Bun- 
destag aufgrund des zöger- 
lichen Vorgehens der Bun- 
desregierung noch nicht 

über Details des nationalen 
Verteilungsplanes für C02- 
Emission habe debattieren 
können. 

Durch den Handel von 
Abgasemissionen, der EU- 
weit zum 1. Januar 2005 star- 
tet, soll der Abgas-Ausstoß 

sinken. Mit seinem Vor- 
schlag eines „nationalen Al- 
lokationsplans", der eine 
C02-Reduktion um durch- 
schnittlich 7,5 % bis zum Jahr 

2007 fordert, belastet Um- 
weltminister Trittin die rot- 
grüne Koalition erheblich. 
Das Bundeswirtschaftsmi- 
nisterium befürchtet Wett- 
bewerbsnachteile für deut- 

sche Unternehmen, da die 
EU bis 2007 eigentlich noch 
keine Kohlendioxid-Reduk- 
tion vorschreibt. Die Wirt- 
schaft fürchtet Zusatzko- 
sten, Wettbewerbsnachteile 
sowie neue Bürokratie. Bei 
einem Krisengespräch im 
Kanzleramt konnte keine Ei- 
nigung zwischen den Mini- 
stern erzielt werden. Einig ist 
man sich bisher nur, dass das 
Parlament in den inhalt- 
lichen Fragen weitgehend 
umgangen werden soll. Bis 
zum 31. März muss die Bun- 
desregierung ihren nationa- 
len Zuteilungsplan an die 
EU-Kommission melden. 

Mitgliederwerbung 

Die Mitgliederkampagne 
der CDU ist weiterhin 
sehr erfolgreich. Dank 
der Bemühungen zahl- 
reicher Kreis- und Orts- 

verbände sind im Januar 
2004 3.115 neue Mitglie- 

der zur CDU gekommen. 
Das ist der beste Wert 
seit langem. Da kann die 
SPD nicht mithalten: Ihre 
Mitglieder kehren den 
Genossen in Scharen den 
Rücken. Allein im Januar 
2004 sind ca. 10.000 
Menschen aus der SPD 
ausgetreten. 
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Niedersachsen ist wieder da! 
Ein Jahr nach dem Regie- 
rungswechsel in Niedersach- 
sen hat Friedrich-Otto Rip- 
ke positive Bilanz gezogen. 

„Nach 13 Jahren Rot oder 
Rot/Grün war das Land vor 
die Wand gefahren. Jetzt ist 
Niedersachsen wieder da", 
sagte der CDU-Generalse- 
kretär. Es herrsche Auf- 
bruchstimmung im Lande: ■ 
Arbeitslosigkeit gesunken: 
Niedersachsen lag im Okto- 

ber 2003 auf Platz 5 der 
westdeutschen Flächenlän- 
der - so weit vorne wie nie. 
Damit ist es das einzige Bun- 
desland, in dem die Arbeits- 
losigkeit gegenüber dem 
Vorjahr zurückging, m Ju- 
gendarbeitslosigkeit gesun- 
ken: seit Februar 2003 gibt 
es 12 000 arbeitslose Ju- 
gendliche weniger. ■ ein 
Plus beim Wirtschaftswachs- 
tum: die Wirtschaftskraft 

steigt um 0,2 Prozent - ge- 
gen den Bundestrend. ■ 
weiteres Wachstum erwar- 
tet: die NORD/LB prognosti- 
ziert für 2004 in Niedersach- 
sen ein Wirtschaftswachs- 

tum von 1,5 bis 1,7 Prozent. 
„Dies alles sind Ergebnis- 

se unserer Politik der Haus- 
haltskonsolidierung und des 

Bürokratieabbaus", so Ripke. 
Wirtschaft und Mittelstand 
brauchten nicht mehr Vor- 

schriften  wie zum  Beispiel 

Friedrich-Otto Ripke 

die Ausbildungsplatzabgabe, 
sondern weniger: „Wir ge- 
ben der Wirtschaft die Luft 
zum Atmen, damit sie wie- 
der handlungsfähig wird. 
Nur so können Arbeitsplätze 
erhalten bleiben." 

Mit Christian Wulff habe 
das Land einen Ministerprä- 
sidenten, der für Glaubwür- 

digkeit und Seriosität stehe. 
„Nur wer hält, was er ver- 
spricht, und nur verspricht, 
was er auch umsetzen will 
und kann, kommt bei den 
Bürgern an", so Ripke. Dass 
Wulff bei den Bürgern 
großes Vertrauen genieße, 
hätten die Niedersachsen 
kürzlich in einer Umfrage 
noch einmal eindrucksvoll 
dokumentiert. 

Auch in den Bereichen 
Schule und Bildung hat die 
CDU Zeichen gesetzt. So 
wurde das Wahlversprechen, 
2500 neue Lehrer einzustel- 

len, gehalten. Damit konnte 
eine nahezu lOOprozentige 
Unterrichtsversorgung er- 
reicht werden. Ripke: „Wir 
betreiben keine Gleichma- 
cherei, sondern wir wollen, 
dass Kinder begabungsge- 
recht gefördert werden." 
Wichtige Schritte seien da- 
bei die Abschaffung der Ori- 
entierungsstufe bei gleich- 
zeitiger Durchlässigkeit des 
dreigliedrigen Schulsystems. 

Weiter wurden beim 
Thema Innere Sicherheit 

Fortschritte erzielt. Nach 13 
Jahren SPD hatte Nieder- 

sachsen die niedrigste Poli- 
zeidichte bundesweit. Das 
hat die CDU geändert. Nie- 
dersachsen bekommt 1000 
neue Polizisten - ein weite- 
res Wahlversprechen, das 
gehalten wurde. 

Das Ziel der CDU ist es, 
Unternehmen, Behörden 
und Bürger von unsinnigen 
und überflüssigen Vor- 

schriften zu befreien. So 
werden im Zuge der Verwal- 
tungsreform zum Ende die- 
ses Jahres die Bezirksregie- 

rungen abgeschafft. Die 
Landesverwaltung soll bür- 
gernah neu geordnet wer- 
den; Vorschriften und Ver- 
ordnungen kommen auf den 
Prüfstand; ein Drittel von 
ihnen kann ersatzlos gestri- 

chen werden. 
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kurz & bündig 

L. 

DIW-KONJUNKTUR- 
BAROMETER: Das Deut 
sehe Institut für Wirtschafts- 
forschung (DIW) prognosti- 
ziert für Januar bis März ein 
BIP-Wachstum von 0,4% im 
Vergleich zum Vorquartal. 
Für eine durchgreifende Kon- 
junkturerholung seien die 
binnenwirtschaftlichen Im- 

pulse jedoch noch zu gering, 
heißt es. Die stark einge- 
trübten Umsätze im Handel 
signalisierten immer noch 
schwache Konsumausgaben 
der privaten Haushalte. Die- 
se dürften laut DIW zum Jah- 
resende 2003 abermals an 
Kaufkraft verloren haben. 

lEKORDDEFIZITbeider 
Pflegeversicherung: Die Ge- 
setzliche Pflegeversicherung 
hat laut einer Hochrechnung 
des Verbandes der Ange- 
stellten-Krankenkassen 2003 
ein deutlich höheres Defizit 
angehäuft als erwartet. An- 
statt 500 Millionen Euro, wie 
vom Bundesgesundheitsmi- 

nisterium prognostiziert, 
fehlten demnach im vergan- 
genen Jahr 650 Millionen Eu- 
ro in der Kasse; 270 Millio- 
nen Euro mehr als 2002. Die 
Reserve der Pflegeversiche- 

rung schrumpfte damit von 
4,8 auf 4,3 Milliarden Euro. 

GKV-BEITRÄGE sinken 
kaum: Im Januar ist der 

durchschnittliche Kranken- 
kassen-Beitrag um lediglich 

0,05 Prozentpunkte von 
14,32% auf 14,27% gesun- 
ken. Nach einer Umfrage des 
Handelsblatts haben nur 
zwölf von 230 Krankenkas- 
sen eine Beitragssenkung 
zum 1. Januar in Kraft ge- 
setzt bzw. konkret geplant. 
In Aussicht gestellt hatte die 
Bundesregierung für 2004 
einen Beitragssatz von 13,6%. 

DEUTSCHE OHNE VER- 
TRAUEN in Rentenkasse: 
Laut einer Emnid-Umfrage 
glaubt eine überwältigende 

Mehrheit der Deutschen 
nicht mehr daran, dass die 
Rente sicher ist. 83% der Be- 
fragten geben demnach an, 
dass die Politik zu wenig un- 
ternehme, um die gesetzli- 
chen Altersbezüge zu sichern. 

EU-INFORMATIONEN 
nicht ausreichend: 40 Pro- 
zent der Deutschen finden 
sich nicht ausreichend infor- 
miert. 45 Prozent hielten die 
Menge an Berichten über 
Europa für ausreichend. Nur 
drei Prozent sagten, dass zu 
viel über das Thema EU be- 
richtet werde. Viele Deut- 
sche wünschen sich von 
ihren Medien mehr Informa- 

tionen über die „oft kompli- 
zierte Politik in der Europäi- 
schen Union." Das geht aus 
einer gerade veröffentlich- 
ten Meinungsumfrage „Eu- 
robarometer" der EU- Kom- 

mission hervor. 

INTERNETNUTZUNG: 
Mehr Männer als Frauen 
nutzen das Internet. Einer 
Studie des Bielefelder Mei- 
nungsforschungsinstitutes 
TNS Emnid zufolge waren 
im vergangenen Jahr 59 Pro- 
zent der deutschen Männer 

mit dem Internet vertraut. 
Bei den Frauen beträgt die 
Quote 42 Prozent. Im Jahr 
zuvor waren es 49 Prozent 
bei den Männern und 35 
Prozent bei den Frauen. Da- 
mit sei der Vorsprung der 
Männer im weltweiten Netz 
größer geworden. 

DÄMPFER FÜR KON- 
JUNKTUR: Der starke Eu 
ro und die Angst or einem 
Reform-Stillstand haben das 
Vertrauen der deutschen irt- 
schaft in einen Konjunktur- 
aufschwung beschädigt. Der 
Geschäftsklimaindex des 
Münchner ifo Instituts für 
Wirtschaftsforschung im Fe- 
bruar fiel deutlich von 97,5 
auf 96,4 Punkte. 

KEINE ABSCHRECKUNG 
durch Haftstrafen. Mehr als 
drei Viertel aller kriminellen 
Jugendlichen kommt nach 

einer Haftstrafe wegen wei- 
terer Straftaten erneut vor 
Gericht. Nach der von Krimi- 
nologen erarbeiteten ersten 
Rückfallstatistik wurden fast 
78 % der zwischen 1994 und 
1998 aus der Haft entlasse- 
nen Jugendlichen rückfällig. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Innovationsdynamik 
lässt nach 

Die Zahlen zur Forschung 
in der Wirtschaft, die der 
Deutsche Stifterverband 
für die Wissenschaft jähr- 
lich erhebt, legen es offen: 

Die Innovationsdynamik 
der deutschen Unterneh- 
men lässt nach. 2003 haben 
sie erstmals seit 1992 weni- 
ger für Forschung und Ent- 
wicklung ausgegeben. Lagen 
die Steigerungsraten Ende 
der 90er Jahre noch bei 10 
Prozent, ist jetzt ein Minus- 
wachstum zu verzeichnen. 
2003 waren es 0,2 Prozent 
weniger. Für 2004 ist mit ei- 
nem weiteren Rückgang der 
FuE-Ausgaben zu rechnen. 

Dies macht deutlich, dass 
die Bilanz von 5 Jahren rot- 
grüner Forschungspolitik ver- 
heerend ist. Die deutschen 
Unternehmen investieren 
nicht in den Forschungsstan- 
dort Deutschland, weil die 
SPD dies beschließt und eine 
Innovationskampagne mit 
viel PR startet, sondern sie 

brauchen entsprechende 
Rahmenbedingungen. Ge- 
nau diese gewährt die Regie- 
rung Schröder ihnen nicht: 
■ 2004 streicht die Bundes- 
regierung den Etat des Bun- 

desministeriums für Bildung 
und Forschung um rund eine 
viertel Milliarde Euro. Be- 
troffen sind vor allen Dingen 

Katherina Reiche 

der Hochschulbau und Zu- 
kunftstechnologien, wie Na- 
notechnologie, das Genom- 
forschungsenetz usw. 

In wichtigen Zukunfts- 

technologiebereichen, wie 
der Biotechnologie, der Na- 
notechnolgie usw. fehlen 
Strategien. 

Viele Technologieberei- 
che, wie z. B. die Grüne 
Gentechnik und die Fusi- 
onsforschung werden aus 
ideologischen Gründen aus- 
gebremst. Genehmigungs- 
verfahren werden erheb- 
lich verzögert. Die gesamte 
deutsche Pflanzenzuchtin- 
dustrie ist gefährdet. 
■ Der Ausstieg aus der 
Kernkraft führt zum Zusam- 
menbruch des kerntechni- 
schen Know Hows in 
Deutschland. 
m Der Transrapid fährt in 
Schanghai. In Deutschland 
wurde er faktisch beerdigt. 

H Die EU-Biopatentrichtli- 
nie ist in Deutschland im- 

mer noch nicht umgesetzt, 
dies führt zu  Unsicherhei- 

ten bei der Medikamenten- 
entwicklung. 
■ Obwohl die EU-Chemika- 

lienpolitik den Chemiestan- 
dort Deutschland bedroht, 
gibt es von der Bundesre- 
gierung kaum Protest. 
■ Technologische Projekte 

in Zusammenarbeit zwi- 
schen Staat und Wirtschaft 
werden zum Flop. Mit dem 
Scheitern der LKW-Maut 
geht nicht nur die Chance 

auf die Setzung eines eu- 
ropäischen technologischen 
Standards verloren, sondern 

es stehen innovative Inves- 
titionen in die Verkehrsin- 
frastrukturauf dem Spiel. 

Der Emissionshandel droht 

nach rot-grünen Plänen so 
umgesetzt zu werden, dass 
es zu weiteren Kostenbelas- 
tungen für die Unternehmen 

kommt. 
Für mehr Innovationsdy- 

namik in Wirtschaft und Ge- 
sellschaft braucht Deutsch- 
land keine Innovationskam- 

pagne, sondern bessere Rah- 
menbedingungen. Für inno- 
vative Branchen benötigen 

wir eine neue Politik, d. h.. 
höhere Priorität für Bildung 
und Forschung im Bundes- 
haushalt und die gezielte 
Förderung der Zusammen- 

arbeit von Forschung und 
Wirtschaft etwa durch eine 

Forschungsprämie. 
Katherina Reiche ist for- 

schungspolitische Frakti- 
onssprecherin 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Tempolimit- 
Forderung ist grüner 

Populismus 

Erklärung zur aktuellen 
Forderung nach einem 
Tempolimit von 130 Km/h 
in Deutschland: 

Der schreckliche Unfall 
in Karlsruhe sollte nicht für 
eine ideologische Diskussi- 
on missbraucht werden. 

Nicht eine überhöhte 
Geschwindigkeit war die 
Ursache dieses tragischen 
Unglücks, sondern das grob 
rechtswidrige Verhalten des 
auffahrenden Wagens. Je- 
mand, der sich nicht an die 
geltende Rechtsordnung 
hält und wie in diesem Fall 
andere Mitmenschen nö- 
tigt, würde auch ein beste- 
hendes Tempolimit mit den 
Füßen treten. 

Dabei ist zu bedenken, 
dass in Deutschland heute 
bereits auf den Autobahnen 
ein fast flächendeckendes 
Tempolimit besteht. Aber 
auch bei Unfällen, bei denen 
überhöhte Geschwindigkeit 
a's Unfallursache genannt 
wird, liegt meist eine der Si- 
tuation nicht angepasste Ge- 
schwindigkeit zu Grunde. Da 
^ürde auch ein generelles 
tempolimit nichts nutzen. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hält daher fle- 
xible Verkehrsregelungen an 
Engpässen,      Unfallschwer- 

Dirk Fischer Gero Storjohann 

punkten oder witterungsbe- 
dingt gefährdeten Strecken- 
abschnitten für erheblich 
wirkungsvoller als ein gene- 
relles Tempolimit. Hierbei 
sollte moderne Technik wie 
Telematik genutzt werden. 

Aber auch durch Auf- 
klärung und polizeiliche Kon- 
trollen sollte sichergestellt 
werden, dass fundamentale 
Sicherheitsaspekte, wie bei- 
spielsweise das Verbot des 
zu dichten Auffahrens und 
das Verbot auf Autobahnen 
rechts zu überholen, auch 
eingehalten werden. 

Dirk Fischer ist verkehrs- 
politischer Fraktionssprecher, 
Gero Storjohann der zu- 
ständige Berichterstatter. 

Verfassungsgrund- 
lage für Bundeswehr- 

einsatz im Inneren 

Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion wird in Kürze ei- 
nen eigenen, mit den In- 
nenministern der unions- 
geführten Länder abge- 
stimmten, Gesetzentwurf 
zur Änderung des Grund- 
gesetzes vorlegen, um eine 

klare verfassungsrecht- 
liche Grundlage für die 
Abwehr terroristischer 
Gefahren und anderer 
Sicherheitskatastro- 
phen durch die Bundes- 
wehr zu schaffen. 

Das von der Bundes- 
regierung vorgelegte Luftsi- 
cherheitsgesetz schafft für 
die seit dem 11. September 
2001 offenbar gewordenen 
Bedrohungen nicht die er- 
forderliche klare Rechts- 
grundlage. 

Derzeit darf die Bundes- 
wehr außer zur Verteidi- 
gung nur eingesetzt wer- 
den, wenn dies im Grundge- 
setz ausdrücklich zugelas- 
sen ist. Eine Einsatzrege- 
lung allein im Luftsicher- 

heitsgesetz der Bundesre- 
gierung genügt daher nicht 
zur Ausräumung der verfas- 
sungsrechtlichen Unklar- 
heiten. Insbesondere dieje- 
nigen, die im Ernstfall über 
die schwierige Entschei- 
dung des Einsatzes zu ent- 
scheiden haben, haben An- 
spruch auf eine unzweifel- 
haft klare Regelung im 
Grundgesetz. 
■ Der Gesetzentwurf der 
CDU/CSU-Fraktion wird fol- 
gende Schwerpunkte ha- 

ben: 
m Der Einsatz von Streit- 
kräften bei der Abwehr von 
Gefahren aus der Luft wird 
im Grundgesetz geregelt. 
Dies ist nötig, weil weder 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Hartmut Koschyk Christian Schmidt 

die Bundes- noch die Län- 
derpolizeien auf Grund ih- 
rer Ausrüstung in der Lage 
sind, solche Gefahren abzu- 
wehren. Eine Amtshilfere- 
gelung allein - wie von der 
Bundesregierung für aus- 
reichend gehalten - schafft 
die unabdingbare Klarheit 
nicht. 

Die Bundeswehr soll nach 
Vorstellung der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion eine ori- 
ginäre Zuständigkeit auch 
für die Abwehr von Gefah- 
ren von See her bekommen. 
Es muss möglich sein, dass 
militärische Schiffe Kon- 
trollen etwa bei unzulässi- 
gen Waffenlieferungen oder 

Umweltdelikten durchfüh- 
ren. 

Im Fall von terroristi- 
schen Bedrohungen soll es 
zu Aufrechterhaltung oder 
Wiederherstellung der öf- 
fentlichen Sicherheit und 
Ordnung möglich sein, 
Streitkräfte zur Unterstüt- 

zung der Polizei zum Schutz 
von zivilen Objekten anzu- 
fordern. Dies zielt auf Ex- 
tremsituationen, in denen 
die jeweils zuständige Lan- 
despolizei an die Grenze ih- 

rer   Ressourcen   stößt 
und auch die Unterstüt- 
zung durch die  Kräfte 
und  Einrichtungen  an- 
derer    Länderpolizeien 
oder des Bundesgrenz- 
schutzes    nicht    aus- 
reicht. Auch im Ausland 

übernimmt die Bundeswehr 
bereits   Aufgaben   im   Ob- 
jektschutz. 

Zudem will die CDU/ 
CSU-Fraktion im Grundge- 
setz festgeschrieben sehen, 
dass die Bundeswehr auch 
zur Verhinderung beson- 
ders schwerer Unglücksfälle 
oder Katastrophen einge- 
setzt werden darf. So kön- 
nen bei drohenden Anschlä- 
gen die spezifischen Fähig- 
keiten der Bundeswehr et- 
wa im Bereich der ABC-Ab- 
wehr eingesetzt werden. 

An der grundsätzlichen 
Aufgabenteilung im Bereich 
Polizei und innere Sicher- 
heit zwischen Bund und 
Ländern ändert sich mit 
dem Entwurf der CDU/CSU- 
Fraktion nichts. Angesichts 
der Bedrohungen durch den 
internationalen Terrorismus 
ist jedoch eine engere Ver- 
knüpfung zwischen innerer 
und äußerer Sicherheit und 
damit eine rechtliche Klä- 
rung durch Änderung des 
Grundgesetzes nötig. 

Hartmut Koschyk ist 
innenpolitischer, Christian 

Schmidt verteidigungspoli- 
tisches Fraktionssprecher. 

Mindestlohn - 
richtiges Ziel, 

falsches Instrument 

Erklärung zur Forderung 
der Gewerkschaft ver.di 
nach einem gesetzlichen 

Mindestlohn: 
Von allen Seiten erntet 

ver.di-Chef Bsirkse für den 
Vorstoß für einen gesetz- 
lichen Mindestlohn Kritik. 
Und es stimmt ja auch: Aus 
gutem Grund ist es in 
Deutschland Sache der Ta- 
rifvertragsparteien, Löhne 
und sonstige Arbeitsbedin- 

gungen festzulegen. 
Theorie und Praxis liefern 

ein ganzes Bündel von Ar- 
gumenten gegen einen ge- 
setzlichen Mindestlohn. So 
können Mindestlöhne Ar- 
beitsplätze, gerade für Ge- 
ringqualifizierte, vernichten. 

Und Erfahrungen aus Län- 
dern, in denen es einen Min- 
destlohn gibt, zeigen, dass 
die soziale Situation von 
Arbeitnehmern im unteren 
Einkommenssegment dort 
nicht gerade rosig aussieht. 

Doch auch wenn vieles 

dafür spricht, dass der Min- 
destlohn das falsche Instru- 
ment ist - das Ziel, das seine 
Befürworter damit verfol- 
gen, ist gerechtfertigt. Ge- 
rade in den neuen Bundes- 

ländern mit geringem ge' 
werkschaftlichen Organisa- 

tionsgrad gilt es, einen frei- 

5|04 



Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Gerald Weiß 

en Fall der Löhne nach un- 
ten zu verhindern. Bei aller 
gebotenen Flexibilisierung 
des Arbeitsmarktes muss 
rnan das legitime Interesse 
der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer nach Schutz 
und Absicherung im Auge 

behalten. 
Zunächst kommt es nicht 

auf neue Schritte des Ge- 
setzgebers an, sondern auf 
eine ehrliche Analyse: Was 
Vermag das deutsche Sys- 
tem der Lohnfindung noch 
2u leisten? Wie sieht die 
tarifliche Wirklichkeit in 
Deutschland aus? Einerseits 
w'rd den Tarifvertragspar- 
teien vorgeworfen, sie trü- 
gen durch manche Tarifab- 
schlüsse zum Fortbestand 
der hohen Arbeitslosigkeit 
"ei. Andererseits müssen 
Spitzengewerkschafter wie 
Frank Bsirske jetzt eingeste- 
hen, dass sie es allein nicht 
"^ehr packen, humane Min- 
^estarbeitsbedingungen zu 
Slchern. Vermutlich ist we- 
aer das eine noch das ande- 

re ganz falsch. Wenn das 
aber so ist, muss das Tarifsys- 
tem auf den Prüfstand. 

Gerald Weiß ist Vorsit- 
zender der Arbeitnehmer- 
gruppe der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion. 

Ausbildungsabgabe: 
Wer ist der Verlierer? 

Stellungnahme zum Streit 
in der SPD über regionale 
Ausnahmen bei der Ein- 
führung einer Ausbildungs- 
platzabgabe: 

Der Plan von Rot/Grün, 
noch im März einen Gesetz- 
entwurf zur Einführung einer 

Ausbildungsabgabe vorzule- 
gen, wird immer mehr zum 
Debakel für den desig- 
nierten Parteichef der SPD, 
Franz Müntefering. Die Tat- 
sache, dass mehrere SPD- 
Ministerpräsidenten (NRW, 
Rheinland-Pfalz, Schleswig- 
Holstein) jetzt regionale Aus- 
nahmen zur „Ausbildungs- 
umlage" fordern, zeigt, wie 
umstritten das Prestigepro- 
jekt von Müntefering inner- 
halb der eigenen Partei ist. 

Münteferings Ausspruch, 
dass die Solidarität in 
Deutschland insgesamt allen 
Jugendlichen gelten müsse, 
ist richtig. Die Schlussfolge- 
rung kann aber nur sein, dass 
die Ausbildungsumlage gar 
nicht kommen darf. Selbst in 
der Koalition setzt sich lang- 

Günter Krings 

sam die Erkenntnis durch, 
dass mit einer Ausbildungs- 
umlage kein einziger zusätz- 
licher Ausbildungsplatz ge- 
schaffen wird. Vielmehr wer- 
den sich die Betriebe von ih- 
rer Verantwortung, junge 
Menschen auszubilden, frei- 
kaufen. 

Die Ausbildungsabgabe 
widerspricht allen Ankündi- 
gungen der Bundesregie- 
rung, die Lohnkosten senken 
zu wollen. Die Wirtschaft 
darf aber nicht dafür bestraft 
werden, dass sie aufgrund 
schlechter Rahmenbedin- 
gungen keine Lehrstellen an- 
bieten kann. Freie Wirtschaft 

bedeutet, dass Unterneh- 
men ausbilden, wenn sich 

Auszubildende für die Fir- 
men rechnen. Dies wird aber 
offensichtlich durch hohe 
Ausbildungskosten, Überre- 
gulierungen und mangeln- 
des Allgemeinwissen der 

Auszubildenden verhindert. 
Günter Krings ist Vorsitzen- 

der der Jungen Gruppe der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 
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